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Beschluss 
In dem Schiedsverfahren 
 

 

 

 

der Dienststellenleitung A  
 
         Antragstellerin, 
 
Verfahrensbevollmächtigte: B 
 
 
 
gegen 
 
 
 
die Mitarbeitervertretung C  
        
         Antragsgegnerin, 
 
Verfahrensbevollmächtigte: D 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

hat die Schiedsstelle durch Frau Marewski als Vorsitzende sowie Herrn Mohaupt und 
Herrn Schulze Frenking als Beisitzer aufgrund der mündlichen Verhandlung am 05.11.2014 
 
 

 

b e s c h l o s s e n: 

 

Der Antrag wird zurückgewiesen. 
 

 

 

Schieds- und Schlichtungsstelle 

 

II-24/14 
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G r ü n d e: 

 

Mit dem am 23.05.2014 bei der Schiedsstelle eingegangenen Antrag begehrt die die antrag-

stellende Dienststellenleitung die Zustimmung der Mitarbeitervertretung zum Ausspruch auf 

verhaltensbedingte Gründe gestützten außerordentlichen Kündigung mit sozialer Auslauffrist 

einer Mitarbeiterin zu ersetzen. 

 

Zur Begründung ihres Antrages hat die Antragstellerin als Anlage „AS 1“ ein Anhörungs-

schreiben an die Mitarbeitervertretung “im Rahmen der Mitbestimmung zur außerordentli-

chen Kündigung mit sozialer Auslauffrist gem. §§ 42, 38 MVG“ vom 30.04.2014 eingereicht. 

In diesem Schreiben ist in der Begründung „die in § 38 Abs. 3 Satz 1 MVG genannte Frist für 

das Mitbestimmungsverfahren gem. 38 Abs. 3 Satz 2 MVG auf 3 Arbeitstage“ verkürzt. Mit 

dem als Anlage “AS 4“ dem Antrag beigefügten und in Bezug genommen Schreiben vom 

12.05.2014 an die Antragstellerin, bei dieser am gleichen Tage eingegangen, hat die An-

tragsgegnerin der beabsichtigten außerordentlichen Kündigung mit sozialer Auslauffrist der 

Mitarbeiterin unter Angebe von Gründen widersprochen.   

 

Mit einem weiteren als “Anhörung zur Mitberatung zur außerordentlichen fristlosen Kündi-

gung gem. den §§ 45, 46 MVG“ bezeichneten Schreiben an die Mitarbeitervertretung vom 

30.04.2014, der Schiedsstelle in der mündlichen Verhandlung vom 05.11.2014 eingereicht, 

hörte die Antragstellerin die Mitarbeitervertretung unter Verkürzung der Frist auf 3 Arbeitsta-

ge zu der beabsichtigten außerordentlichen fristlosen Kündigung an.  

 

Ferner wurde die Antragsgegnerin ein weiteres Mal hinsichtlich einer außerordentlichen 

Kündigung mit sozialer Auslauffrist gem. § 42 MVG angehört. Dieser beabsichtigten Kündi-

gung widersprach die Antragsgegnerin ebenfalls mit Schreiben vom 06.05.2014, der 

Schiedsstelle in der mündlichen Verhandlung vom 18.06.2014 überreicht.  

 

Mit Schreiben vom 07.05.2014 kündigte die Antragstellerin das Arbeitsverhältnis der Mitar-

beiterin außerordentlich fristlos sowie mit Schrieben vom gleichen Tage außerordentlich mit 

sozialer Auslauffrist zum 31.12.2014. 

 

Die 1967 geborene Mitarbeiterin ist seit dem 01.07.1994 als Krankenschwester bei der An-

tragstellerin beschäftigt und seit dem 10.03.2014 arbeitsunfähig krank. Hinsichtlich der von 

der Antragstellerin vorgetragenen Kündigungsgründe wird auf die Antragsschrift nebst ent-

sprechenden Anlagen zu dieser ergänzend verwiesen.  
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Die Antragstellerin beantragt,  

 

festzustellen, dass für die Antragsgegnerin kein Zustim-

mungsverweigerungsgrund hinsichtlich der beabsichtigten 

außerordentlichen verhaltensbedingten Kündigung mit 

sozialer Auslauffrist für die Mitarbeiterin besteht.  

 

 

Die Antragsgegnerin beantragt,  

 

  den Antrag zurückzuweisen.  

 

 

 

Sie hält den Antrag für unzulässig mit Rücksicht auf die bereits ausgesprochene Kündigung 

und bestreitet im Übrigen das Vorliegen von Kündigungsgründen, die die Kündigung recht-

fertigen könnten. 

 

 

 

 

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der zwischen ihnen ge-

wechselten Schriftsätze nebst Anlagen ergänzend verwiesen.  

 

 

 

 

Der vorliegende Antrag ist unzulässig, zumindest jedoch unbegründet. 

 

 

I 

Streitgegenstand des vorliegenden Verfahrens ist das Begehren der antragstellenden 

Dienststellenleitung feststellenzulassen, ob für die Mitarbeitervertretung ein Grund zur Ver-

weigerung der Zustimmung zur beabsichtigten außerordentlichen verhaltensbedingten Kün-

digung mit sozialer Auslauffrist der Mitarbeiterin besteht.  
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Der Streitgegenstand wird durch den Antrag nebst beigefügten, seiner Begründung dienen-

den Anlagen bestimmt. Vorliegend ist streitgegenständlich die Anlage AS 1 als “Anhörung im 

Rahmen der Mitbestimmung im Rahmen zur außerordentlichen Kündigung mit sozialer Aus-

lauffrist gem. §§ 42, 38 MVG bezeichnet in dessen Begründung auf der Seite 2 die nach  

§ 38 MVG genannte Frist für das Mitbestimmungsverfahren auf 3 Arbeitstage verkürzt wur-

de. Auf dieses Schreiben hat die Antragsgegnerin mit der als Anlage AS 4 dem Antrag bei-

gefügten Antwort vom 12.05.2014 reagiert und der beabsichtigten außerordentlichen Kündi-

gung mit sozialer Auslauffrist widersprochen. Die Mitarbeitervertretung hat mithin außerhalb 

der ihr gesetzten verkürzten Frist reagiert, so dass die Zustimmung als erteilt gilt (§ 38 Abs. 

3 MVG.EKD). Der Eintritt der Zustimmungsfiktion hat zur Folge, dass die Dienststellenleitung 

die Kündigung hätte aussprechen dürfen, ohne dass es des vorliegenden Antrages bedurft 

hätte. Dieser Antrag ist danach mangels Vorliegen eines Rechtschutzinteresses unzulässig. 

 

 

 

II 

 

Wäre vorliegend die (nicht streitgegenständliche) Zustimmungsverweigerung der Mitarbei-

tervertretung vom 06.05.2014 zu dem Begehren der Antragstellerin auf Zustimmung zu einer 

auf verhaltensbedingte gestützten außerordentlichen Kündigung mit sozialer Auslauffrist 

rechtserheblich, hätte dies zur Folge, dass der am 23.05.2014 bei der Schiedsstelle einge-

gangene Antrag der Antragstellerin außerhalb der Frist des § 38 Abs. 4 MVG.EKD erfolgt ist. 

Die Frist zur Anrufung des Kirchengerichts nach dieser Norm ist eine materiell – rechtliche 

Ausschlussfrist, da diese Frist versäumt ist, wäre der Antrag als unbegründet abzuweisen. 

 

 

 

 

III 

 

Schließlich hat die Antragstellerin bereits am 07.05.2014 die außerordentliche Kündigung mit 

sozialer Auslauffrist ausgesprochen. Diese Kündigung hat sie nach Verweigerung der Zu-

stimmung der Mitarbeitervertretung mit Schreiben vom 06.05.2014 erklärt. Der am 

30.04.2014 bei der Schiedsstelle eingegangenen Antrag ist damit unzulässig geworden. 
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IV 

 

Wollte man auf die zu den Akten gereichte Äußerung der Mitarbeitervertretung vom 

12.05.2014 zu der beabsichtigten Kündigung abstellen, wäre der Antrag ebenfalls unzuläs-

sig, da die Kündigung vor Äußerung der Mitarbeitervertretung erklärt worden ist. 

 

 

 

V 

 

Soweit die Antragstellerin die Auffassung vertritt, dass sie in Bezug auf eine außerordentli-

chen Kündigung mit sozialer Auslauffrist nach Ablauf des regulären Mitbestimmungsverfah-

rens – gemeint ist offensichtlich ohne Fristverkürzung nach § 38 MVG.EKD – noch keine 

außerordentlichen Kündigung mit sozialer Auslauffrist ausgesprochen habe, sondern das 

hiesige Verfahren eingeleitet habe, kann dem nicht gefolgt werden. Das streitgegenständli-

che Verfahren betrifft ausweislich des Antrags und seine Anlagen eine beabsichtigte außer-

ordentliche Kündigung mit sozialer Auslauffrist unter Fristverkürzung auf 3 Arbeitstage. 

 

Ein Mitbestimmungsverfahren für eine außerordentliche Kündigung mit sozialer Auslauffrist 

ohne Fristverkürzung ist zu keinem Zeitpunkt Gegenstand eines Verfahrens vor der 

Schiedsstelle gewesen. Offensichtlich meint die Antragstellerin, dass die bereits mit Schrei-

ben vom 07.05.2014 ausgesprochener außerordentliche Kündigung mit sozialer Auslauffrist 

das mit Fristverkürzung der Äußerungsfrist eingeleitete Mitbestimmungsverfahren und nicht 

das Verfahren betreffe, in dem eine Fristverkürzung nicht erfolgt war. Davor liegend jedoch 

das Mitbestimmungsverfahren streitgegenständlich ist, in welchem die Äußerungsfrist abge-

kürzt wurde, hat die Dienststellenleitung dann aber auch nach ihrer eigenen Auffassung im 

vorliegenden Verfahren bereits am 07.05.2014 die Kündigung erklärt, ohne eine Entschei-

dung der Schiedsstelle abzuwarten. Nach alledem war der Antrag ohne weiteres abzuwei-

sen, auf Gründe, die die Kündigung rechtfertigen könnten, kam es nicht an.  
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R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

Gegen diese Entscheidung ist das Rechtsmittel der Beschwerde nach näherer Maßgabe des 

§ 63 MVG.EKG gegeben. Die Beschwerde ist beim Kirchengerichtshof der Evangelischen 

Kirche in Deutschland, Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover schriftlich einzulegen und 

zu begründen. Die Frist zur Einlegung der Beschwerde beträgt einen Monat seit Zustellung 

des Beschlusses. Die Frist zur Begründung der Beschwerde beträgt zwei Monate seit Zu-

stellung dieses Beschlusses. Die Beschwerde und die Beschwerdebegründung müssen von 

einem bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt oder von einem Vertreter 

einer Arbeitgebervereinigung bzw. einer Arbeitnehmervereinigung oder von einem Vertreter 

einer Gewerkschaft unterzeichnet sein. Die Beschwerde bedarf der Annahme durch den 

Kirchengerichtshof der EKD. 

  

 

 

 

 

 

Berlin, 05.November 2014 

 

 

gez. M a r e w s k i 


